
Satzung
Bündnis 90/Die Grünen

Ortsverband Moers 
Gültige Fassung vom 04.05.20225
Änderungen seit 2022 in kursiv
              PRÄAMBEL

Der Grundkonsens der Bundespartei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN inklusive seiner Pra&ambel gilt auch
fu&r den Ortsverband Moers. Die im Grundkonsens der vereinigten Parteien von BÜNDNIS 90 und DIE

GRÜNEN vereinbarten und genannten Inhalte und Ziele sowie die gesellscha/liche und
innerparteiliche Gleichstellung aller Geschlechter bilden fu&r uns die Grundlage unserer politischen

Arbeit, die eine konkrete Alternative zu den Konzepten anderer Parteien darstellen soll. Der
Ortsverband verp4ichtet sich, seine Aktivita&ten inklusiv zu gestalten.

§ 1 NAME, SITZ UND TÄTIGKEITSBEREICH
BU� NDNIS 90/DIE GRU� NEN MOERS sind Ortsverband der Bundespartei B��NDNIS 
90/DIE GR��NEN, des Landesverbandes B��NDNIS 90/DIE GR��NEN NORDRHEIN-
WESTFALEN und des Kreisverbandes B��NDNIS 90/DIE GR��NEN KV WESEL. Die 
Kurzbezeichnung lautet GRU� NE OV MOERS. Sitz und Ta/tigkeitsbereich ist die Stadt 
MOERS.

§ 2 MITGLIEDSCHAFT
1. Mitglied von B��NDNIS 90/DIE GR��NEN OV MOERS kann werden, wer mindestens 16

Jahre alt ist, keiner anderen im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ta/tigen Partei
angeho/rt und die Grundsa/tze und Programme der Partei B��NDNIS 90/DIE GR��NEN 
anerkennt. Die deutsche Staatsangeho/rigkeit ist nicht Voraussetzung fu/r die 
Mitgliedscha8. Die Mitgliedscha8 oder Mitarbeit in (neo-) faschistischen Organisationen 
im In- und Ausland ist mit einer Mitgliedscha8 im B��NDNIS 90/DIE GR��NEN nicht 
vereinbar.

2. Die Mitgliedscha8 wird schri8lich beim Vorstand des Ortsverbandes beantragt. ��ber die
Aufnahme entscheidet der Ortsvorstand. Wird ein Aufnahmeantrag abgelehnt, hat der
Vorstand des Ortsverbandes die Ablehnungsgru/nde dem/der Antragsteller:in schri8lich 
mitzuteilen und der na/chsten Mitgliederversammlung mitzuteilen. Gegen die Ablehnung 
eines Aufnahmeantrages kann der/die Antragssteller:in bei der Mitgliederversammlung 
Widerspruch erheben. Die Mitgliederversammlung entscheidet dann mit einfacher 
Mehrheit u/ber den Antrag.

3. Die Mitgliedscha8 endet durch Austri>, Ausschluss oder Tod. Der Austri> ist schri8lich
dem Ortsverband zu erkla/ren.

4. Ein Mitglied kann aus der Partei ausgeschlossen werden, wenn es vorsa/tzlich gegen die
Satzung oder erheblich gegen Grundsa/tze oder Ordnungen der Partei versto/ßt und ihr
damit schweren Schaden zufu/gt. ��ber den Ausschluss oder entsprechende 
Ordnungsmaßnahmen entscheidet das zusta/ndige Schiedsgericht (Landesschiedsgericht) 
auf Antrag. Antragsberechtigt sind alle Organe des Ortsverbandes. Das Na/here regelt die 
Landesschiedsgerichtsordnung.

5. Wahlaufrufe fu/r andere Listen und / oder Parteien ko/nnen zum Ausschluss aus dem
Ortsverband fu/hren. Der Eintri> in eine andere im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
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ta/tige Partei oder Wa/hler:innenvereinigung oder die Kandidatur oder Mitarbeit auf einer 
konkurrierenden Liste wird als Austri> gewertet. In Einzelfa/llen bera/t der Vorstand und 
entscheidet die Mitgliederversammlung.

6. Zahlt ein Mitglied trotz zweimaliger schri8licher Mahnung keinen Beitrag, so gilt dies nach
Ablauf eines Monats nach Zustellung der 2. Mahnung als Austri>. Auf diese Folge muss in
der 2. Mahnung hingewiesen werden.

§ 3 RECHTE UND PFLICHTEN DES MITGLIEDES
1. Jedes Mitglied hat das Recht:

a) An der politischen Willensbildung von Bu/ndnis 90/Die Gru/nen in der u/blichen Weise,
z.B. durch Aussprachen, Antra/ge, Abstimmungen und Wahlen, mitzuwirken.

b) An u/bero/rtlichen Delegiertenversammlungen als Gast teilzunehmen.
c) Im Rahmen der Gesetze und der Satzungen an der Aufstellung von KandidatInnen

mitzuwirken, sobald das wahlfa/hige Alter erreicht ist.
d) Sich selbst bei diesen Anla/ssen um eine Kandidatur zu bewerben.
e) Innerhalb von Bu/ndnis 90/Die Gru/nen das aktive und passive Wahlrecht auszuu/ben.
f) Sich umfassend bei den Organen des Ortsverbandes zu informieren.

2. Jedes Mitglied hat die P4icht:
a) die Ziele der Partei Bu/ndnis 90/Die Gru/nen zu unterstu/tzen.
b) Die satzungsgema/ß gefassten Beschlu/sse der Parteiorgane anzuerkennen.
c) Seinen Beitrag pu/nktlich zu entrichten. Die Ho/he des Beitrags regelt die

Finanzordnung von Bu/ndnis 90/Die Gru/nen des Landes NRW.
3. Mandatstra/ger/innen von Bu/ndnis 90/Die Gru/nen, OV Moers leisten neben ihren

satzungsgema/ßen Mitgliedsbeitra/gen Mandatstra/gerInnenbeitra/ge an den Ortsverband.
Die Ho/he der Mandatstra/gerInnenbeitra/ge wird von der Mitgliederversammlung 
bestimmt. In begru/ndeten Einzelfa/llen kann auf Antrag eine Beitragserma/ßigung durch 
den Vorstand erfolgen.

§ 4 ORGANE DES ORTSVERBANDES
1. Die Organe des Ortsverbandes sind:

a) die Mitgliederversammlung
b) der Ortsverbandsvorstand

2. Die Delegierten des Ortsverbandes sind grundsa/tzlich an die Beschlu/sse der Organe
gebunden.

§ 5 MITGLIEDERVERSAMMLUNG
1. Die Mitgliederversammlung (MV) ist das ho/chste beschlussfassende Organ des

Ortsverbandes. Beschlu/sse der MV ko/nnen nur durch MV-Beschluss oder durch
�rabstimmung gea/ndert werden. Alle Organe des Ortsverbandes tagen in der Regel 
o/Centlich. Durch Beschluss mit einfacher Mehrheit kann die O� Centlichkeit ausgeschlossen
werden. Sie tagen jedoch in jedem Fall parteio/Centlich, mit Ausnahme von 
Personalangelegenheiten (Bescha/8igte). Diese sind nicht-o/Centlich, auch nicht partei-
o/Centlich zu behandeln.

2. Sie wa/hlt:
a) den Ortsverbandsvorstand
b) zwei Kassenpru/fer/innen
c) Kreisdelegierte zu den jeweiligen Kreisdelegiertenversammlungen
d) Kandidat/innen fu/r die Kommunalwahl.

3. Die Mitgliederversammlung beschließt den Haushalt des Ortsverbandes, die Satzung und die
ihr nachfolgenden Ordnungen sowie das Wahlprogramm.
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4. Die Mitgliederversammlung nimmt den Rechenscha8sbericht des Vorstandes entgegen.
Dessen Enanzieller Teil ist durch die Rechnungspru/ferInnen zu pru/fen. Das Ergebnis der
Pru/fung ist der Mitgliederversammlung vor der Beschlussfassung in schri8licher Form 
vorzulegen und soll eine Empfehlung auf Entlastung bzw. Nichtentlastung des Vorstandes 
beinhalten. Danach entscheidet die Mitgliederversammlung u/ber die Entlastung des 
Vorstands.

5. Die Mitgliederversammlung wa/hlt die Mitglieder des Wahlkamp8eams und beschließt u/ber
das WahlkampFudget.

6. Die Mitgliederversammlung Endet mindestens einmal im Kalenderjahr sta>. Sie wird vom
Vorstand schri8lich unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 14
Tagen einberufen.

7. Der Ortsverbandsvorstand muss eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen,
wenn mindestens 10 v. H. der Mitglieder oder ein Organ dies unter Angabe der zur
Beratung anstehenden Gegensta/nde schri8lich verlangt.

8. Sollte es die Situation erfordern, so kann eine Mitgliederversammlung mit verku/rzter
Einladungsfrist einberufen werden. Diese Dringlichkeit muss von der
Mitgliederversammlung zu Beginn der Sitzung durch Beschluss festgestellt werden. Bei 
Mitgliederversammlungen mit verku/rzter Einladungsfrist du/rfen nur die in der Einladung 
genannten Tagesordnungspunkte behandelt werden; die Aufnahme weiterer 
Verhandlungsgegensta/nde ist damit in diesem Fall ausgeschlossen. Die Einladungsfrist 
kann auf bis zu 5 Kalendertage verku/rzt werden.

9. Die MV kann als Videokonferenz durchgefu/hrt werden. Soweit rechtlich zula/ssig, ko/nnen
rechtswirksame Beschlu/sse gefasst und Wahlen durchgefu/hrt werden.

§ 6 DER ORTSVERBANDSVORSTAND
1. Der Ortsverbandsvorstand setzt sich wie folgt zusammen:

a) zwei Sprecher/innen, davon mindestens eine Frau
b) ein/e Kassierer/in
c) ein/e Schri8fu/hrer/in

2. Die zwei Sprecher/innen und Kassierer/in stellen den gescha/8sfu/hrenden Vorstand. Die 
Vertretung im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB obliegt zwei Personen des gescha/8sfu/hrenden

Vorstands, na/mlich den zwei Sprecher/innen oder einem/r Sprecher/in zusammen mit 
der/dem Kassierer/in.

3. Der geschäftsführende Vorstand ist berechtigt, Aufgaben und Inhalte unter Berücksichtigung
der rechtlichen Voraussetzungen an Mitglieder des erweiterten Vorstandes zu delegieren.

4. Der Vorstand kann durch bis zu vier Beisitzer/innen erga/nzt werden.
5. Die Amtsdauer des Vorstandes betra/gt zwei Jahre.
6. Mitglieder von B90/Die Gru/nen , die in einem Enanziellen Abha/ngigkeitsverha/ltnis zum OV

stehen, ko/nnen kein Vorstandsamt bekleiden.
7. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln und der Vorstand insgesamt von der

Mitgliederversammlung mit absoluter Mehrheit abwa/hlbar. Das Ersuchen kann nicht
Gegenstand einer Dringlichkeitsentscheidung sein und ist schriflich zu stellen und in der
Einladung zur Mitgliederversammlung aufzuführen.

8. Nachwahlen zum Vorstand sind durchzuführen, wenn die Mindestzahl von drei Mitgliedern
unterschritten wird. Frauenplätze können offen gehalten werden.

9. Der Vorstand führt die Geschäfte des Ortsverbandes nach Gesetz und Satzung sowie den
Beschlüssen der ihm übergeordneten Organe.
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fu/hren. Alle Beschlu/sse werden mit einfacher Mehrheit gefasst, sofern keine andere 
Beschlussfassung vorgeschrieben ist.

2. Der Vorstand ist beschlussfa/hig, wenn mindestens 50% seiner Mitglieder anwesend sind.
3. Beschlu/sse der Organe und Wahlergebnisse sind durch Protokolle zu beurkunden. Das

Protokoll bedarf der Genehmigung durch das entsprechende Organ.
4. Mit der Einladung zur Mitgliederversammlung kann gleichzeitig zu einer weiteren

Mitgliederversammlung am selben Tag und Ort auf 15 Minuten spa/ter eingeladen werden,
die fu/r den Fall sta>Endet, dass die urspru/ngliche Mitgliederversammlung wegen 
Beschlussunfa/higkeit ausfa/llt (zweistuEge Einladung). In diesem Fall ist die Sitzung 
unabha/ngig von der Anzahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder beschlussfa/hig.
Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

5. Die Abwicklung von Wahlen ist in der Wahlordnung geregelt.

§ 8 URABSTIMMUNG
1. Die Durchfu/hrung einer �rabstimmung ist wie folgt geregelt.
2. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der Partei.
3. Die �rabstimmung Endet auf Antrag mit Darstellung des Sachverhalts sta>, u/ber den

abgestimmt werden soll:
a) von 25% der Mitglieder des Ortsverbandes oder
b) der Mitgliederversammlung.

4. Die Antragssteller*innen legen durch eine Antragsschri8 den Inhalt der �rabstimmung so
fest, dass mit "Ja" oder "Nein" gestimmt werden kann.

5. Die unter Abs. 3 �nterabsa/tze (a) bis (b) erwa/hnten Noren sind erreicht, wenn die
beno/tigten �nterschri8en bzw. der entsprechende Beschluss innerhalb einer Frist von 4
Monaten in der Gescha/8sstelle des Ortsverbandes eingegangen sind. Die Frist beginnt mit 
der ersten �nterschri8 bzw. dem ersten Antrag auf Beschlussfassung.

6. Der Vorstand des Ortsverbandes stellt nach Eingang des Antrages innerhalb einer Woche
fest, ob die Voraussetzungen nach Abs. (2) erfu/llt sind. Seine Entscheidung legt er der
Mitgliederversammlung vor, die u/ber die Durchfu/hrung der �rabstimmung mit der 
Mehrheit der gu/ltigen Stimmen beschließt. Lehnt sie die Durchfu/hrung der �rabstimmung
ab, entscheidet auf entsprechenden Antrag abschließend das Landesschiedsgericht.

7. Steht unanfechtbar fest, dass eine �rabstimmung durchzufu/hren ist, hat der Vorstand des
Ortsverbandes innerhalb eines Monats den Mitgliedern unter schri8licher Erla/uterung des
Sachverhaltes einen Stimmschein zu u/bersenden und eine angemessene Frist (mindestens 
2 Wochen) zu bestimmen, innerhalb derer die Stimmscheine an die Gescha/8sstelle 
zuru/ckzusenden sind.

8. Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der fristgerecht abgegebenen gu/ltigen
Stimmen gefa/llt. Die AuOebung einer durch �rabstimmung gefa/llten Entscheidung ist nur
durch �rabstimmung mo/glich und fru/hestens nach Ablauf eines Jahres seit Bestandskra8 
der aufzuhebenden Entscheidung.

9. Der gescha/8sfu/hrende Vorstand des Ortsverbandes ist fu/r die Durchfu/hrung der
�rabstimmung verantwortlich. Er u/bernimmt fu/r �rabstimmungsinitiativen insbesondere 
die Aufgabe, im Rahmen der regelma/ßigen Verteiler der Partei die Mitglieder zu 
informieren.

10. Die Kosten der �rabstimmung tra/gt der Ortsverband.
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§ 7 BESCHLUSSFÄHIGKEIT, BESCHLUSSFASSUNG UND 
ÖFFENTLICHKEIT

1.Die Mitgliederversammlung ist beschlussfa/hig, wenn zu ihr satzungsgema/ß eingeladen 
wurde und mindestens 15% der Mitglieder anwesend sind. Es ist eine Anwesenheitsliste zu



§ 9 FRAUENSTATUT / PARITÄT
1. Alle auf Ortsverbandsebene zu wa/hlenden Organe, Gremien und Delegierten sind 

mindestens zur Ha/l8e mit Frauen durch Wahl zu besetzen.
2. Sollte keine Frau fu/r einen Frauen zustehenden Platz kandidieren bzw. gewa/hlt werden, so 

entscheidet die Versammlung u/ber das weitere Verfahren.
3. Die Entscheidung bedarf der Zustimmung der Mehrheit der anwesenden weiblichen 

Mitglieder (Frauenvotum).

§ 10 SATZUNGSÄNDERUNG
1. ��ber die A�nderung dieser Satzung entscheidet die Mitgliederversammlung mit 

Zweidri>elmehrheit. Die zu a/ndernden Passagen sind in der Einladung zur 
Mitgliederversammlung aufzufu/hren. Satzungsa/nderungen ko/nnen nicht Gegenstand einer
Dringlichkeitsentscheidung sein.

2. Die A�nderung der nachfolgenden Ordnungen (Geschä8sordnung, Wahlordnung, 
Finanzordnung) bedarf der 2/3 Mehrheit der anwesenden Mitglieder einer 
Mitgliederversammlung. Die zu a/ndernden Passagen sind in der Einladung zur 
Mitgliederversammlung aufzufu/hren, sie ko/nnen nicht Gegenstand einer 
Dringlichkeitsentscheidung sein.

3. Die A�nderungen treten mit ihrer ordnungsgema/ßen Verabschiedung in Kra8.

§ 11 AUFLÖSUNG
1. ��ber die AuQo/sung des Ortsverbandes entscheidet die Mitgliederversammlung mit 

Zweidri>elmehrheit. Dieser Beschlussvorschlag kann nicht Gegenstand einer 
Dringlichkeitsentscheidung sein, sondern ist nur bei eingehaltener Einladungsfrist 
mo/glich.

2. Der Beschluss der Mitgliederversammlung u/ber die AuQo/sung bedarf der Besta/tigung durch 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen in einer �rabstimmung (siehe § 8) aller Mitglieder 
des Ortsverbandes.

3. Das Vermo/gen des Ortsverbandes fa/llt bei AuQo/sung an den Kreisverband Wesel, der das 
Vermo/gen treuha/nderisch verwaltet, sofern nicht durch eine Versammlung der zuletzt 
gelisteten Mitglieder des aufgelo/sten OV innerhalb des aktiven Gescha/8sjahres eine 
andere satzungsgema/ße Verwendung beschlossen wird (treuha/nderische Verwaltung).

§ 12 INKRAFTTRETEN
Satzungsa/nderungen treten durch ordnungsgema/ßen Beschluss (siehe § 10) mit sofortiger 
Wirkung in Kra8.
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Geschä�sordnung
Bündnis 90/Die Grünen

Ortsverband Moers
Gültige Fassung vom 25.02.20222

§ 1 ZUSAMMENTRETEN DER ORGANE
1. Für jede Sitzung eines Organs ist eine Anwesenheitsliste auszulegen, in die sich die 

Mitglieder einzutragen haben. Eventuell auszugebende Stimmze&el werden vor der 
Abstimmung verteilt. Hierbei (ndet eine Prüfung gegen die Anwesenheitsliste sta&.

2. Die Dauer der Sitzung eines Organs wird auf maximal drei Stunden begrenzt. Eine 
Verlängerung ist auf Antrag möglich.

3. Die Leitung der Versammlung obliegt dem geschä2sführenden Vorstand. Auf Antrag kann 
die Mitgliederversammlung eine andere Versammlungsleitung beschließen. Das Hausrecht
wird von der Versammlungsleitung ausgeübt.

§ 2 TAGESORDNUNG DER ORGANE
1. Die Tagesordnung soll mindestens die Tagesordnungspunkte (TOP’e) enthalten:

1. Begrüßung, Erö;nung der Sitzung und Feststellen der Beschlussfähigkeit
2. Verabschiedung des Protokolls der letzten Sitzung
3. Verabschiedung der Tagesordnung
4. Bericht des Vorstandes, evt. der Fraktion und evt. der Delegierten
5. Verschiedenes/Termine

Dabei darf bei dem Punkt Verschiedenes/Termine kein Beschluss gefasst werden, 
vielmehr dient er lediglich dem Informationsaustausch

2. Die vorgeschlagene Tagesordnung kann beim TOP “Verabschiedung der Tagesordnung” 
durch Beschluss der Versammlung verändert werden: Die Versammlung kann auf Antrag 
eines Mitgliedes neue Tagesordnungspunkte aufnehmen, die Reihenfolge ändern, 
verwandte Punkte miteinander verbinden oder Punkte von der Tagesordnung absetzen.

§ 3 BESCHLUSSFÄHIGKEIT
1. Die Beschlussfähigkeit richtet sich nach den Bestimmungen der Satzung und ist zu Beginn 

der Sitzung festzustellen. Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit durch die 
Versammlungsleitung kann auf Antrag eines Mitglieds mit einer Abstimmung die 
Beschlussunfähigkeit festgestellt werden. 

2. Wird zu Beginn der Versammlung die Beschlussunfähigkeit festgestellt, so schließt die 
Versammlungsleitung die Sitzung. DarauDin ist unverzüglich zu einer neuen Sitzung mit 
unveränderter Tagesordnung einzuladen. Diese Versammlung beginnt 15 Minuten nach 
dem ursprünglich angesetzten Sitzungsbeginn und ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
erscheinenden Mitglieder beschlussfähig. Auf dieses Verfahren ist in der Einladung 
hinzuweisen.

3. Wird die Beschlussunfähigkeit nach Eintri& in die Tagesordnung festgestellt, so sind die 
nicht behandelten Punkte der nächsten Mitgliederversammlung erneut vorzulegen, sofern 
sie sich nicht durch Zeitablauf erledigt haben.
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§ 4 REDELISTE
1. Es wird eine Redeliste geführt. Die Versammlungsleitung ist berechtigt, Mitgliedern, die 

sich bisher zu dem Tagesordnungspunkt noch nicht zu Wort gemeldet haben, vorrangig das 
Wort zu erteilen gegenüber Mitgliedern, die bereits zu Wort kamen. 

2. Anwesenden Gästen kann das Rederecht eingeräumt werden.
3. Ist zu einem Beratungsgegenstand ein Antrag gestellt, so erteilt die Versammlungsleitung 

zuerst der/dem AntragstellerIn das Wort. Während einer Abstimmung kann das Wort 
nicht erteilt werden.

4. Das Frauenstatut ist anzuwenden.

§ 5 ANTRÄGE
1. Zur Sache antragsberechtigt ist jedes Mitglied und die Organe von BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN OV Moers. Anträge sollen begründet werden und so gefasst sein, dass mit “dafür
(ja)” oder “dagegen (nein)“ oder Enthaltung abgestimmt werden kann.

2. Antragsberechtigt zur Geschä2sordnung (GO) ist jedes Mitglied von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN OV Moers. Anträge zur Geschä2sordnung sind gesondert und vor der weiteren 
Beratung der Sache zu behandeln. Sie sind während einer laufenden Abstimmung 
unzulässig. Ein Antrag zur Geschä2sordnung soll kurz begründet werden. Die Gegenrede 
ist zulässig. Danach wird über den GO-Antrag abgestimmt. Anträge zur Geschä2sordnung 
umfassen insbesondere:

a) Übergang zur Tagesordnung
b) Änderung der Reihenfolge der Tagesordnung
c) Schluss der Deba&e oder der Redeliste
d) Vorschlag zum Abstimmungsverfahren, insbesondere die Teilung der zur Abstimmung 
stehenden Frage
e) Antrag auf Rückholung eines Tagesordnungspunktes
f) Verweisung an ein anderes Organ
g) Vertagung eines Tagesordnungspunktes
h) Unterbrechung oder Ende der Sitzung
i) Änderung der Redezeit
j) Verlängerung der Sitzungszeit
k) geheime oder namentliche Abstimmung

Einem Antrag auf geheime oder namentliche Abstimmung muss ohne Gegenrede 
sta&gegeben werden. Dabei geht die geheime der namentlichen Abstimmung vor.

§ 6 BESCHLUSSFASSUNG
1. Nach Schluss der Beratung erö;net die Versammlungsleitung die Abstimmung, indem die 

zur Abstimmung stehende Frage gestellt wird. Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch 
Handheben. Liegen zur gleichen Sache mehrere Anträge vor, so wird zunächst über den 
weitestgehenden abgestimmt. Die Versammlungsleitung entscheidet darüber, welcher 
Antrag der weitestgehende ist. Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so können diese 
aber auch einander gegenübergestellt werden (Alternativabstimmung). Angenommen ist 
hierbei der Antrag, der die meisten Ja-Stimmen auf sich vereinigt.

2. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Das 
Ergebnis einer Abstimmung stellt die Versammlungsleitung fest und verkündet es. Bei 
Beschlüssen, die einer quali(zierten Mehrheit (mehr als 50 %, mindestens 2/3) bedürfen, 
stellt die Versammlungsleitung diese ausdrücklich fest und gibt diese zu Protokoll.
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3. Eine einfache Mehrheit liegt vor, wenn mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen abgegeben 
wurden. Eine absolute Mehrheit liegt vor, wenn mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen und 
Enthaltungen abgegeben wurden (mehr als 50 %). Eine Zweidri&elmehrheit liegt vor, wenn
mindestens zwei Dri&el der abgegebenen Stimmen mit Ja votieren. Einstimmigkeit liegt 
vor, wenn niemand mit Nein gestimmt hat.

§ 7 WAHLEN
1. Die Regelungen zur Durchführung von Wahlen sind der Wahlordnung zu entnehmen.

§ 8 PROTOKOLL
1. Über jede Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. Dieses soll in der Regel von der/dem 

Schri2führer:In angefertigt werden. Die Versammlung kann eine/n andere/n 
ProtokollantIn bestimmen. Dieses Protokoll muss enthalten:

a) Tagungsort, Tagesordnung, Beginn und Ende der Sitzung,
b) die Anwesenheitsliste, (in der Regel als Anlage zum Protokoll),
c) die gestellten Anträge im Wortlaut und deren Abstimmungsergebnisse,
d) bei namentlicher Abstimmung das Abstimmungsverhalten der einzelnen Mitglieder
e) bei Wahlen die Wahlvorschläge bzw. Kandidaturen und die Stimmergebnisse.

2. Das Protokoll wird den Mitgliedern in der Regel mit der Tagesordnung der folgenden 
Sitzung zugesandt und auf dieser Sitzung mit eventuellen Änderungen verabschiedet.
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Wahlordnung
Bündnis 90/Die Grünen

Ortsverband Moers
Gültige Fassung vom 04.05.2025
Änderungen seit 2022 in kursiv

§ 1 GÜLTIGKEITSBEREICH
1. Die Wahlordnung ist Bestandteil der Satzung des Ortsverbandes.
2. Sie gilt fu�r die Organe des Ortsverbandes.

§ 2 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
1. „Wahlen“ sind Abstimmungen, durch die Personen in A(mter und Funktionen gewa�hlt

werden, also auch Wahllisten.
2. „Abgegebene Stimmen“ sind diejenigen vom Wahlvorstand zur Verwendung bestimmten

Wahlze/el, die der Wahlvorstand im jeweiligen Wahlgang entgegengenommen hat.
3. „Gu�ltig“ sind die abgegebenen Stimmen, die eindeutig die Entscheidung der

Wahlberechtigten zu den zur Wahl stehenden Kandidat*innen erkennen lassen und die den
vor dem Wahlgang von dem Wahlvorstand bekanntgegebenen Kriterien entsprechen.
Gu�ltige Stimmen werden in Ja-Stimmen, Nein- Stimmen und Stimmenthaltungen
eingeteilt.

§ 3 WAHLVORSTAND
1. Die Wahl wird vom Wahlvorstand durchgefu�hrt. Er besteht in der Regel aus mindestens

zwei Personen (Vorsitzende*r und einem/einer Schri:fu�hrer*in) und wird auf Vorschlag
der Sitzungsleitung von der Mitgliederversammlung gewa�hlt.

2. Kandidat*innen du�rfen nicht Mitglied des Wahlvorstandes sein.
3. Der Wahlvorstand kann zu seiner Unterstu�tzung Wahlhelfer*innen benennen,

insbesondere zur Ausgabe und zum Einsammeln der Wahlze/el und zum Ausza�hlen der
Stimmen. Kandidat*innen du�rfen nicht zu Wahlhelfer*innen benannt werden.

§ 4 NIEDERSCHRIFT
1. U(ber die Wahl ist eine Niederschri: anzufertigen. Sie muss wenigstens zu jedem

Wahlgang die Zahl der abgegebenen Stimmen, der gu�ltigen und ungu�ltigen Stimmen, der
auf die einzelnen Kandidat*innen entfallenden Stimmen, die Enthaltungen und das
Ergebnis enthalten.

2. Die Niederschri: ist von dem/der Schri:fu�hrer*in des Wahlvorstandes anzufertigen und
von ihr/ihm und einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes zu unterzeichnen.

§ 5 DURCHFÜHRUNG DER WAHL
1. Die Kandidat*innen mu�ssen entweder perso�nlich anwesend sein oder ihre Kandidatur

schri:lich oder in Textform (z.B. per E-Mail oder Fax) eingereicht haben. Bei einer
Kandidatur in Abwesenheit soll die Kandidatur eine kurze Vorstellung und Begru�ndung
enthalten. Es können nur Mitglieder aktiv wählen, die zum Zeitpunkt der Wahl anwesend
sind.

2. Geho�ren Kandidat*innen der Sitzungsleitung der Versammlung an, mu�ssen sie vor dem
Tagesordnungspunkt, unter dem die Wahl behandelt wird, zuru�cktreten. Die Versammlung
wa�hlt dann andere Personen in die Sitzungsleitung
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3. Zuna�chst werden die fu�r die jeweilige Wahl kandidierenden Personen vorgeschlagen. Sie
mu�ssen Gelegenheit haben, sich vorzustellen und ihre Kandidatur zu begru�nden. Die
Versammlung und auch anwesende Nichtmitglieder ko�nnen die Kandidat*innen befragen.
U(ber die Wirksamkeit einer Kandidatur entscheidet - ggf. nach Diskussion in der
Versammlung - der Wahlvorstand. Kandidaturen mu�ssen vor Beginn des jeweils ersten
Wahlgangs erkla�rt sein.

4. Der Wahlvorstand erla�utert das nach den Bestimmungen dieser Wahlordnung
anzuwendende Wahlverfahren. Kommt es zu Meinungsverschiedenheiten innerhalb der
Versammlung u�ber das anzuwendende Verfahren, ist daru�ber nach einer kurzen Deba/e
(Rede und Gegenrede) abzustimmen.

5. Der Wahlvorstand bestimmt die fu�r die einzelnen Wahlga�nge zu verwendenden
Stimmze/el und erla�utert die Kriterien zur Abgabe einer gu�ltigen Stimme.

6. Nachdem der Wahlvorstand den Wahlgang fu�r ero�Enet erkla�rt hat, sind keine
Redebeitra�ge oder Antra�ge mehr gesta/et. Wenn alle Stimmze/el von den Wahlhelfern
oder dem Wahlvorstand entgegengenommen wurden, erkla�rt der Wahlvorstand den
Wahlgang fu�r geschlossen.

7. Die Stimmen werden von den Wahlhelfer*innen, ersatzweise dem Wahlvorstand,
ausgeza�hlt. Interessierten Mitgliedern der Versammlung ist Gelegenheit zu geben, die
Ausza�hlung zu beobachten.

8. Ist die Gu�ltigkeit einer Stimme zweifelha:, entscheidet der Wahlvorstand, der nach
Ausza�hlung auch das Ergebnis der Wahl verku�ndet.

§ 6 ANFECHTUNG DER WAHL
1. Haben ein Mitglied der Versammlung oder ein*e Kandidat*in Zweifel an der Richtigkeit 

des verku�ndeten Ergebnisses, ko�nnen sie die Wahl anfechten.
2. U(ber eine wa�hrend der Versammlung vorgebrachte Anfechtung entscheidet die 

Versammlung. Sie kann die Anfechtung zuru�ckweisen oder die Wahl oder den 
angefochtenen Wahlgang wiederholen. Ein anderes Ergebnis kann die Versammlung 
feststellen, wenn das urspru�nglich verku�ndete auf Ausza�hlfehler oder eine unrichtige 
Interpretation zuru�ckzufu�hren ist. Gegen die Entscheidung der Versammlung kann das 
zusta�ndige Parteischiedsgericht angerufen werden.

3. U(ber eine nach der Versammlung vorgebrachte Anfechtung entscheidet der Vorstand des 
Ortsverbandes. Die Entscheidung ist unverzu�glich den betroEenen Kandidat*innen 
mitzuteilen. Lehnen betroEene Kandidat*innen die Entscheidung des Vorstands ab, ist das 
zusta�ndige Parteischiedsgericht anzurufen.

§ 7 MINDESTPARITÄT, FRAUENSTATUT
1. Bei Wahlen sind die Bestimmungen zur Mindestparita�t und dem Frauenstatut nach § 9 der 

Satzung des Ortsverbandes zu beachten.

§ 8 WAHLVERFAHREN
1. Grundsätzlich erfolgt jede Wahl in einem offenen Wahlverfahren mit Handzeichen. Die 

Aufstellung von Bewerbern für Wahlen zu Volksvertretungen muss in geheimer Abstimmung 
erfolgen.

2. Einem Antrag auf geheime Wahlen muss stattgegeben werden.
3. Frauenpla�tze und oEene Pla�tze werden getrennt gewa�hlt, die Frauenpla�tze zuerst.
4. Stehen bei der Wahl der Frauenpla�tze mehr Kandidatinnen zur Wahl, als Pla�tze/A(mter zu 

vergeben sind, ko�nnen die im Frauenblock nicht gewa�hlten Kandidatinnen im oEenen 
Block erneut kandieren.
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6. Das Einzelverfahren findet grundsätzlich statt bei Wahlen
a) der Sprecher*innen und der/des Kassierer*in sowie der/des Schriftführer*in des 

Ortsverbandes 
b) der Wahlkreiskandidat*innen bei Landtags- und Bundestagswahlen
c) zur Bürgermeisterinnen-Kandidatur

§ 9 WAHL VON EINZELPERSONEN
1. Ist nur eine Position zu besetzen, so ist der/die Kandidat*in gewa�hlt, der/die mehr als die

Ha�l:e der gu�ltigen Stimmen erreicht hat.
2. Erreicht kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit, so Lndet ein 2. Wahlgang

entsprechend Abs. (1) sta/.
3. Erreicht auch im zweiten Wahlgang kein*e Kandidat*in die erforderliche Mehrheit, so

Lndet im 3. Wahlgang eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidat*innen mit den
meisten Stimmen sta/. Gewa�hlt ist, wer in der Stichwahl die meisten Stimmen erreicht
hat.

4. Sollten aufgrund von Stimmengleichheit, die Pla�tze, die zur Teilnahme am 3. Wahlgang
berechtigen, nicht eindeutig festzulegen sein, wird zuna�chst eine Stichwahl unter den
stimmengleichen Kandidat*innen durchgefu�hrt. In diesem Wahlgang werden die beiden
Kandidat*innen fu�r den 3. Wahlgang nominiert, die die meisten Stimmen erhalten. Falls
die Stichwahl auch stimmengleich endet, wird sie einmal wiederholt. Bei einem erneuten
Unentschieden entscheidet das Los. Dieses Verfahren gilt entsprechend, wenn bei der
Stichwahl fu�r die Nominierung zum 3. Wahlgang zwischen Kandidat*innen, die die
zweitmeisten Stimmen erreicht haben, Stimmengleichheit besteht.

§10 BLOCKWAHL MIT MEHRHEITSQUORUM (ABSOLUTE MEHRHEIT)
1. Jede*r Stimmberechtigte hat so viele Stimmen, wie Positionen zu besetzen sind. Gewa�hlt

sind die Kandidat*innen in der Reihenfolge der meisten Stimmen, sofern sie mehr als die
Ha�l:e der Stimmen erreicht haben, die der Zahl der gu�ltigen Stimmze/el entspricht.

2. Werden im ersten Wahlgang nicht alle Positionen besetzt, so haben die Stimmberechtigten
im zweiten Wahlgang so viele Stimmen, wie Positionen zu besetzen sind. Gewa�hlt sind die
Kandidat*innen in der Reihenfolge der meisten Stimmen, sofern sie mehr als die Ha�l:e der
Stimmen erreicht haben, die der Zahl der abgegebenen gu�ltigen Stimmze/el entspricht.

3. Werden auch im zweiten Wahlgang nicht alle Positionen besetzt, scheiden im dri/en
Wahlgang so viele Kandidat*innen mit den niedrigsten Stimmen aus, dass ho�chstens
doppelt so viele Kandidat*innen antreten, wie Positionen zu besetzen sind. Die Wahl wird
dann nach Abs. (2) durchgefu�hrt.

4. Werden auch im dri/en Wahlgang nicht alle Positionen besetzt, Lndet zwischen den
Kandidat*innen des dri/en Wahlganges ein vierter Wahlgang sta/, in dem die
Kandidat*innen in der Reihenfolge der meisten Stimmen gewa�hlt sind.

5. Zur Ermi/lung der verbleibenden Kandidat*innen bei Stimmengleichheit gilt § 9 Abs. (4)
entsprechend.
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7. Das Blockwahlverfahren findet grundsätzlich statt bei Wahlen
a) der Beisitzer*innen des Vorstandes des Ortsverbandes und seiner Untergliederungen 
b) von (Ersatz-) Delegierten 
c) von Kreisdelegierten. 

Einem Antrag auf Einzelwahlen kann stattgegeben werden, wenn die Abstimmung eine 2/3-
Mehrheit erreicht.

  5. Wahlen finden im Einzelwahlverfahren oder im Blockwahlverfahren statt. Bei der      
      Aufstellung eines Wahlvorschlags (Liste) für die Kommunalwahl sind die ersten 12 Plätze in 
      getrennten Wahlgängen zu wählen. Für die Besetzung der übrigen Listenplätze können nach
     Beschluss der Wahlversammlung mehrere oder alle Wahlvorgänge auf je einem Stimmzettel
     als gesammelte Einzelwahl durchgeführt werden.



§ 11 ABWAHL
1. Gewa�hlte Personen ko�nnen grundsa�tzlich wa�hrend ihrer Amtszeit jederzeit von dem 

Organ, das sie gewa�hlt hat, abgewa�hlt werden. Der Beschluss ist zu begru�nden. Hiervon 
ausgenommen sind Ratsmitglieder. Für diese gelten die Bestimmungen der Gemeindeordnung 
NRW (GO NRW).

2. Eine Abwahl ist nur zula�ssig, wenn der Antrag auf Abwahl von mindestens 25% der 
betreEenden Mitglieder gestellt und mit einer fristgerechten Einladung bekanntgemacht 
worden ist.

3. Ein zula�ssiger Abwahlantrag ist erfolgreich, wenn er mehr als die Ha�l:e der gu�ltigen 
Stimmen erha�lt.

4. Sofern eine Abwahl gesetzlich unzula�ssig ist, ko�nnen gewa�hlte Personen von dem Organ, 
das sie gewa�hlt hat, zum Ru�cktri/ aufgefordert werden. Das Verfahren der Abwahl ist 
sinngema�ß anzuwenden. Sofern einschla�gig, sind die Grundsa�tze des "freien Mandats" zu 
beachten.

Seite 4 von 4

- Ende der Wahlordnung



Finanzordnung
Bündnis 90/Die Grünen 

Ortsverband Moers
Gültige Fassung vom 25.02.20222

§ 1 RECHENSCHAFTSBERICHT
1. Der Vorstand hat über die Herkun� und Verwendung der Mi el sowie über das Vermögen 

und die Anzahl der Mitglieder zum Ende des Kalenderjahres in seinem 

Rechenscha�sbericht wahrheitsgemäß und nach bestem Wissen und Gewissen, nach den 

Bestimmungen des Parteiengesetzes ö0entlich Rechenscha� zu geben. Der 

Rechenscha�sbericht soll vor der Zuleitung an den/die Präsident*in des Deutschen 

Bundestages im Vorstand beraten werden; er wird vom geschä�sführenden Vorstand, 

zumindest von der/dem Kassierer*in und einem/einer Sprecher*in, unterzeichnet.

2. Zur Sicherstellung der fristgerechten Vorlage legt der Ortsverband dem Kreisverband bis 

zum 12. Februar eines jeden Jahres Rechenscha� über sein Vermögen, ihre Einnahmen und

ihre Ausgaben auf der Grundlage des bundeseinheitlichen Kontenplans ab.

3. Die KreiskassiererInnen sind für die ordnungsgemäße Kassenführung der Kreisverbände 

und ihrer Gliederungen verantwortlich. Der Ortsverband ist verp<ichtet, der/dem 

KreiskassiererIn zu diesem Zweck Rechenscha� über die Finanzen des Ortsverbandes zu 

geben.

§ 2 HAUSHALT 

1. Die/der KassiererIn entwir� den Haushaltsplan und die mi elfristige Finanzplanung und 

legt beide dem Vorstand zur Beschlussfassung vor. Über die Annahme des Haushaltsplanes

entscheidet die Mitgliederversammlung.

2. Der Haushaltsplan ist entsprechend dem bundesweit gültigen Kontenrahmenplan zu 

gestalten und soll eine mi elfristige Finanzplanung beinhalten, aus der die 

Finanzentwicklung der nächsten 4 Jahre ersichtlich ist Bilanzwahrheit und -klarheit, 

Kontinuität, Übersichtlichkeit und Transparenz sind Bestandteile der grünen Finanzpolitik.

Die Übereinstimmung der Ansätze in der Erö0nungsbilanz und der vorangegangenen 

Schlussbilanz muss ebenso gewährleistet sein, wie die Vollständigkeit sämtlicher 

Vermögensgegenstände, Schulden, Aufwendungen und Erträge.

3. Gelder können nur für satzungsgemäße Zwecke und im Rahmen des Haushaltes 

verwendet werden. Kredite an Dri e sind satzungswidrig und damit unzulässig. 

Unternehmensbeteiligungen können nach Maßgabe dieser Finanzordnung nicht 

eingegangen werden.

4. Eine Ausgabe muss durch einen entsprechenden Eta itel auch möglich sein. Über 

Ausgaben bis 400 EURO bru o entscheidet der geschä�sführende Vorstand. 

Entscheidungen über Ausgaben > 400 EURO tätigt die Mitgliederversammlung. 

Beschlüsse, für deren Deckung kein ausreichender Eta itel vorhanden ist, sind nur über 

die Umwidmung von anderen Etatposten auszuführen. Diese Umwidmung bedarf der 

ausdrücklichen und schri�lichen Zustimmung durch die/den KassiererIn. Kommt diese 

Seite 1 von 5



Zustimmung nicht zustande, muss diese Ausgabe über einen entsprechenden 

Nachtragshaushalt bei der Mitgliederversammlung beantragt werden. Bis zu dieser 

Entscheidung erfolgt keine Ausführung des Beschlusses. 

5. Die/der KassiererIn ist in Finanzfragen allen Organen des Ortsverbandes jederzeit 

auskun�sp<ichtig. Sie/er hat halbjährlich dem Vorstand eine Übersicht über die aktuelle 

Finanzsituation zu geben.

6. Das Rechnungswesen unterliegt den Grundsätzen der “Doppelten Buchführung”. 

Finanzanordnungen (Einnahmen und Ausgaben) bedürfen der sachlichen und 

rechnerischen Kontrolle durch die/den KassiererIn. Haushalts- und Buchführung sowie 

Kassen- und Bankgeschä�e obliegen der/dem KassiererIn.

7. Zeichnungsberechtigt ist der geschä�sführende Vorstand. Zahlungsanweisungen werden 

von jeweils zwei Vorstandsmitgliedern unterschrieben.

§ 3 BEITRÄGE
1. Jedes Mitglied ist zur regelmäßigen Zahlung eines Mitgliedsbeitrages verp<ichtet. Die 

Höhe des empfohlenen Mitgliedsbeitrages beträgt bundesweit mindestens ein Prozent vom

monatlichen Ne o Einkommen. Der Mindestbeitrag beträgt fünf Euro im Monat für 

Mitglieder, bei denen kein steuerp<ichtiges Einkommen vorliegt. Der Vorstand ist 

verantwortlich für die satzungsgemäße Einwerbung der Mitgliedsbeiträge. 

2. Der Vorstand ist berechtigt, auf Antrag für Mitglieder mit besonderen Inanziellen Härten, 

Ausnahmen hiervon im Einvernehmen mit dem/der AntragstellerIn zu vereinbaren 

(Sozialklausel). Die Vereinbarung soll in der Mitgliedsakte vermerkt werden. 

Mitgliedsbeiträge unter einem Euro pro Monat sind unzulässig.

3. Mitgliedsbeiträge sollen nach Möglichkeit durch erteilte Einzugsermächtigungen vom 

zuständigen Kreisverband eingezogen werden. Dabei soll der an übergeordnete 

Gliederungen abzuführende Mitgliedsbeitragsanteil vom Kreisverband verwaltet werden. 

Der diesen Betrag überschreitende Mitgliedsbeitragsanteil ist dem zuständigen 

Ortsverband gutzuschreiben. 

4. Die Höhe der abzuführenden Mandatsbeiträge regelt § 3 der jeweils gültigen Satzung.

5. Die individuellen Zahlungen der Mandatsbeiträge sind den Mitgliedern auf Anfrage zur 

Einsicht zu geben.

6. Kommt ein Mitglied seiner Beitragsp<icht nicht nach, so verliert es das Recht auf 

Stimmausübung so lange bis es seine Beitragsp<icht (Mitgliedsbeiträge und 

Mandatsbeiträge) erfüllt hat. 

§ 4 SPENDEN (ZUWENDUNGEN)
1. Der Ortsverband ist berechtigt, Spenden anzunehmen. Ausgenommen sind Spenden, die 

im Sinne des Parteiengesetzes unzulässig sind. Solche Spenden sind unverzüglich den 

SpenderInnen zurück zu überweisen oder über den Landesverband unverzüglich an das 

Präsidium des Deutschen Bundestages weiterzuleiten. 

2. Werden unzulässige Spendeneingänge ohne Weiterleitung vereinnahmt oder erlangte 

Spenden nicht im Rechenscha�sbericht verö0entlicht, so ha�et der Ortsverband für den 

gemäß Parteiengesetz zustehenden Anspruch auf ParteienInanzierungsgelder in Höhe des 

Dreifachen der rechtswidrig erlangten oder nicht verö0entlichten Spenden.
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3. Spenden sind im Rechenscha�sbericht unter Angabe des Namens und der Anschri� des 

Spenders bzw. der Spenderin zu verzeichnen.

4. Zuwendungsbescheinigungen werden vom Bundes-, den Landes- oder Kreisverband 

erteilt. Auf ihnen wird vermerkt, dass diese Zuwendungsbescheinigung sämtliche 

Zuwendungen (Mitgliedsbeiträge, Mandatsbeiträge, Spenden und Verzichtsspenden) des 

Vorjahres beinhaltet. Eine vor Ablauf des Rechnungsjahres ausgehändigte 

Zuwendungsbescheinigung muss den Tag der Zuwendung ausweisen 

§ 5 KOSTENERSTATTUNG
1. Ersta ungsfähig sind Kosten, die Mitgliedern oder Beschä�igten entstehen bei der 

Wahrnehmung von Ämtern oder Aufgaben, die sie von der Mitgliederversammlung oder 

einem Organ erhalten haben (Vorstand, Delegierte, RechnungsprüferInnen, Beau�ragte).

2. Ersta et werden die nachgewiesenen Kosten bzw. die nach den jeweiligen 

Steuerrichtlinien vorgesehenen Ersta ungsbeiträge für Reisekosten. Zur Unterstreichung 

der politischen Forderung nach massiver Einschränkung des motorisierten 

Individualverkehrs sollen die für private Kra�fahrzeuge geltend gemachten Kosten in 

voller Höhe an BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gespendet werden.

3. Inlands<üge sind von der Ersta ung grundsätzlich ausgenommen.

4. Die Ersta ungsanträge können nur bei der entsendenden Gliederung eingereicht und 

ersta et werden. Dafür sollen die vom Landesverband vorgesehenen Reisekostenformulare

verwendet werden, auf denen die jeweils gültigen Ersta ungssätze vermerkt sind. 

5. Sachaufwendungen werden nur gegen Vorlage von Originalbelegen ersta et, die in 

ursächlichem Zusammenhang mit der anzurechnenden Tätigkeit stehen.

6. Kinderbetreuungskosten für die Teilnahme an Mitgliederversammlungen sind 

ersta ungsfähig. Die Ersta ung ist beim Vorstand zu beantragen.

7. Aufwendungen, die nicht durch diese Kostenersta ungsregelungen erfasst sind oder deren

Einzelbelege abhanden gekommen sind, können nur im Wege einer Ausnahmeregelung 

durch einen Vorstandsbeschluss ersta et werden.

8. Ersta ungsanträge sollen zeitnah, spätestens jedoch monatlich gestellt werden. Sie müssen

bis spätestens 15. Januar des Folgejahres gestellt werden.

9. Ersta ungsanträge sind auf rechnerische und sachliche Richtigkeit zu prüfen

§ 6 ZUSCHÜSSE AN DRITTE

1. Zuschüsse an Dri e sind Geldleistungen oder Leistungen in Geldes Wert von BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN, die auf Antrag von Initiativen, Projekten oder Vereinen die mit den 

Grundsätzen grüner Politik vereinbar sind, zu<ießen.

2. Zuschüsse werden auf Antrag vom Vorstand (mit einfacher Mehrheit) nach den Vorgaben 

des Haushaltsplanes bis zu einer Höhe von 400 Euro beschlossen.

3. Zuschüsse, die gewährt wurden, sind der Mitgliederversammlung mitzuteilen. Zuschüsse, 

deren Höhe 400 Euro übersteigen, bedürfen der Zustimmung der Mitgliederversammlung.
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§ 7 BARKASSE
1. Nach Möglichkeit sollen alle Finanzbewegungen über das Girokonto abgewickelt 

werden.Wird eine Barkasse eingerichtet, so darf sie nur in Ausnahmefällen in Anspruch 

genommen werden. Barbestände sind möglichst niedrig zu halten; hierbei sollen 50 Euro 

nicht überschri en werden.

2. Verantwortlich für die Führung einer Barkasse ist die/der KassiererIn. Kassenbewegungen 

dürfen nur durch sie/ihn vollzogen werden. Belege und Bargeld müssen getrennt 

voneinander und jeweils verschlossen auPewahrt werden.

3. Es ist ein Kassenbuch in chronologischer Reihenfolge zu führen. Alle Vorgänge müssen 

nachvollziehbar sein und sind mit dem Datum des Transfers einzutragen; Belege sind zu 

unterschreiben.

4. Der Kassenbestand ist monatlich auszurechnen, einzutragen und mit dem tatsächlichen 

Kassenbestand abzustimmen. Die Kontrolle wird durch Unterschri� dokumentiert.

5. Zusätzlich ist die Kasse jährlich von einem weiteren Vorstandsmitglied zu prüfen. Diese 

Prüfung ist zu dokumentieren und durch Unterschri� zu bestätigen.

§ 8 GELDANLAGEN
1. Finanzanlagen dürfen nur bei Banken angelegt werden, die einem 

Einlagensicherungsfonds angehören, der im Insolvenzfall eine hundertprozentige 

Rückzahlung garantiert.

2. Alle Konten müssen auf den Namen „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN OV MOERS“ lauten, 

bzw. dies als Namenszusatz beinhalten, sofern die Bank auf einem Personennamen besteht.

3. Geldbestände sollen möglichst wirtscha�lich angelegt werden. Dazu gehört eine 

Begrenzung des Girokontobestandes auf die voraussichtlich benötigte Geldmenge.

4. Überschreitende Beträge sollen als Festgeld angelegt werden. Dabei sollte das 

Tagesgeldangebot des Landesverbandes bevorzugt werden.

5. Finanzanlagen, die das Risiko der Vermögensminderung beinhalten, sind unzulässig.

§ 9 RECHNUNGSPRÜFUNG
1. RechnungsprüferIn kann nicht sein, wer im zu prüfenden Zeitraum ein Vorstandsamt im 

OV Moers bekleidet hat oder an der Erstellung des Rechenscha�sberichtes beteiligt war. 

Amtierende Vorstandsmitglieder und Menschen, die in einem Beschä�igungsverhältnis zu 

der Gliederung stehen, in der die Rechnungsprüfung durchgeführt wird, können dort nicht

RechnungsprüferInnen sein.

2. Eine Rechnungsprüfung hat im Vorfeld der Entlastung des Vorstandes zu erfolgen. Die 

RechnungsprüferInnen sind jederzeit berechtigt zu prüfen, insbesondere auch auf 

Einhaltung gesetzlicher und satzungsmäßiger Bestimmungen. Die RechnungsprüferInnen 

entscheiden über Umfang und zu prüfende Sachverhalte. RechnungsprüferInnen sind 

berechtigt, die Rechenscha�sberichte von Untergliederungen oder Teilorganisationen zu 

prüfen.

3. Ergeben sich aus der Prüfung Fragen oder Unstimmigkeiten, so hat der Vorstand

in angemessener Frist die erforderliche AuRlärung beizubringen.
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4. Das Ergebnis der Rechnungsprüfung ist der Mitgliederversammlung bzw. der 

Delegiertenversammlung in schri�licher Form mitzuteilen und dem Rechenscha�sbericht 

beizulegen.

§ 10 AUFBEWAHRUNG DER UNTERLAGEN
1. Die Konten und die Buchhaltungsbelege, inklusive der Beschlüsse müssen 10 Jahre 

auPewahrt werden. Verantwortlich hierfür ist der jeweils amtierende Vorstand. 

§ 11 FINANZIELLE ZUSAMMENARBEIT MIT FRAKTIONEN
1. Grundsätzlich müssen Partei- und Fraktionsgelder getrennt sein. Gemeinsame Konten sind

nicht möglich. Bei gemeinscha�licher Nutzung von Räumen, Personal oder anderer Mi el 

des Geschä�sbedarfs muss es hierüber schri�liche Vereinbarungen geben, die garantieren, 

dass die Partei keine Inanziellen Vorteile aus der gemeinsamen Nutzung zieht. 

2. Zuwendungen von Fraktionen an die Partei sind verboten 
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